
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 10.04.2024

Thema Keine Einschränkung
Schlagworte Organisation der Bundesrechtspflege
Akteure Sommaruga, Carlo (sp/ps, GE) SR/CE
Prozesstypen Keine Einschränkung
Datum 01.01.1965 - 01.01.2023

01.01.65 - 01.01.23ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Bühlmann, Marc

Bevorzugte Zitierweise

Bühlmann, Marc 2024. Ausgewählte Beiträge zur Schweizer Politik: Organisation der
Bundesrechtspflege, 2020 - 2022. Bern: Année Politique Suisse, Institut für
Politikwissenschaft, Universität Bern. www.anneepolitique.swiss, abgerufen am
10.04.2024.

01.01.65 - 01.01.23ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Grundlagen der Staatsordnung
1Institutionen und Volksrechte

1Organisation der Bundesrechtspflege

01.01.65 - 01.01.23 IANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Abkürzungsverzeichnis

SPK-SR Staatspolitische Kommission des Ständerats
AB-BA Aufsichtsbehörde über die Bundesanwaltschaft
GPK Die Geschäftsprüfungskommissionen
RK-SR Kommission für Rechtsfragen des Ständerates
RK-NR Kommission für Rechtsfragen des Nationalrats
EMRK Europäische Menschenrechtskonvention
GK Gerichtskommission der Vereinigten Bundesversammlung
BStGer Bundesstrafgericht

CIP-CE Commission des institutions politiques du Conseil des États
AS-MPC Autorité de surveillance du Ministère public de la Confédération
CdG Les Commissions de gestion
CAJ-CE Commission des affaires juridiques du Conseil des Etats
CAJ-CN Commission des affaires juridiques du Conseil national
CEDH Convention européenne des droits de l'homme
CJ Commission judiciaire de l'Assemblée fédérale
TPF Tribunal pénal fédéral

01.01.65 - 01.01.23 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Organisation der Bundesrechtspflege

Kurz bevor das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts zur Beschwerde Michael Laubers
gegen die Verfügung der AB-BA publik wurde, reichte der Bundesanwalt Ende Juli 2020
mittels persönlicher Stellungnahme ein Rücktrittsangebot ein. Er verwahrte sich dort
gegen den Vorwurf, gelogen zu haben. Die AB-BA hatte Lauber in ihrer
Disziplinaruntersuchung vorgeworfen, über die informellen und nicht dokumentierten
Treffen mit Fifa-Präsident Gianni Infantino nicht die Wahrheit gesagt zu haben, eine
Einschätzung, die vom Bundesverwaltungsgericht schliesslich bestätigt worden war. In
seiner Erklärung betonte Lauber, dass es letztlich der Institution Bundesanwaltschaft
schade, wenn man ihm persönlich nicht glaube, weshalb er der GK seinen Rücktritt
anbiete und mit ihr die entsprechenden Modalitäten besprechen werde. 

In den Medien stiess die Stellungnahme Laubers auf einiges Unverständnis. In der NZZ
erklärte GK-Präsident Andrea Caroni (fdp, AR), dass es ein Rücktrittsangebot formell
nicht geben könne. Entweder müsse das Parlament den Bundesanwalt absetzen – ein
entsprechendes Amtsenthebungsverfahren gegen Lauber war in der Tat am Laufen –
oder Lauber müsse eine Kündigung einreichen. Lauber habe ihm aber eine schriftliche
Erklärung zugesichert, mit der er erläutern wolle, was er mit seinem Angebot bezwecke
und was er unter den Modalitäten verstehe. Das «Adieu auf Umwegen» (NZZ) stiess den
meisten Medien sauer auf. Er wolle sich einen ehrenvollen Abgang sichern, urteilte Le
Temps. Dieses Verhalten sei «inacceptable», befand Carlo Sommaruga (sp, GE) und in
der gleichen Zeitung gab auch Sibel Arslan (basta, BS) zu Protokoll, die GK sei kein Basar,
auf dem man Abgangsmodalitäten verhandeln könne. Er hoffe wohl, er könne die
Bedingungen für seinen Rücktritt aushandeln, vermutete Yves Nidegger (svp, GE). Die
Medien begrüssten freilich den baldigen Abgang Laubers. Die Aargauer Zeitung urteilte,
dass Lauber «von Anfang an der falsche Mann» gewesen sei, der nur seine eigene
Person in den Vordergrund gestellt habe. Dass er das Urteil des
Bundesverwaltungsgerichts «respektiere» und nicht «akzeptiere», wie das in seiner
Erklärung stehe, sei ein beredtes Zeichen dafür, so die Aargauer Zeitung weiter. Das
Parlament sei nun  gefordert, «die Missstände endlich zu beheben». Auch die Tribune
de Genève urteilte, dass Lauber eine geschwächte Bundesanwaltschaft hinterlasse. Von
einem «Scherbenhaufen» sprach derweil der Blick. Das Rücktrittsangebot im Interesse
der Institution sei «zynisch» und mit dem «Rücktritt in Unehren» komme Lauber «bloss
der totalen Schmach einer Amtsenthebung zuvor». 

Ende Juli wurden besagte Modalitäten publik. Lauber hatte seine definitive Kündigung
per Ende Januar 2021 eingereicht. Da er sein Ferienguthaben einziehen werde, sei sein
letzter Arbeitstag freilich bereits der 31. August 2020. In den Medien wurde diskutiert,
ob Lauber überhaupt ein solches Ferienguthaben geltend machen könne, da er in einer
Lohnklasse eingeteilt sei, in der Vertrauensarbeitszeit obligatorisch sei und
entsprechend keine Überstunden erfasst würden. Auch wenn Lauber also bis Ende
Januar 2021 – zwischen September 2020 und Januar 2021 würden die beiden
stellvertretenden Bundesanwälte die Bundesanwaltschaft leiten – Lohn beanspruchen
werde, sei mit der Kündigung wenigstens eine Abgangsentschädigung ausgeschlossen,
urteilte die NZZ. Für Diskussionen sorgte freilich auch der Umstand, dass Lauber trotz
Ferien noch einige Monate «Schatten-Bundesanwalt» bleibe, wie dies Andrea Caroni
(fdp, AR) im Tages-Anzeiger nannte, und allenfalls versucht sein könnte, das gegen ihn
angestrengte Strafverfahren zu behindern. Es brauche deshalb einen «sofortigen
Schlussstrich», forderte die NZZ. 

Diesen Schlussstrich zog dann die GK, die Mitte August über den Rücktritt Laubers
diskutierte und sich für ein vorzeitiges Ausscheiden per 31. August 2020 entschied.
Lauber hatte zwischenzeitlich angeboten, die normalerweise 6-monatige
Kündigungsfrist um fünf Monate, bzw. auf einen Monat, zu verkürzen. Die bestehenden
Ferienguthaben sollten ausbezahlt werden. Das laufende Amtsenthebungsverfahren
werde damit gegenstandslos, so die GK in ihrer Medienmitteilung. Der Blick rechnete
vor, dass der schnelle Abgang teuer werde: Rund CHF 120'000 dürfte Lauber an
«Feriengeld» erhalten. Die mögliche Nachfolgerin oder der mögliche Nachfolger müsse
den von Lauber verursachten Scherbenhaufen nun aber «radikal aufräumen». 1

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 19.08.2020
MARC BÜHLMANN
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In der Herbstsession wurde der Geschäftsbericht des Bundesgerichts 2019 von den
Räten zur Kenntnis genommen und gutgeheissen. Die Sprecherin und der Sprecher der
GPK und der Subkommissionen Gerichte – Manuela Weichelt-Picard (al, ZG) und
Philippe Nantermod (fdp, VS) – empfahlen dem Nationalrat, den Bericht zu genehmigen,
und fassten die wichtigsten Elemente zusammen. 
Die Geschäftslast sei – vor allem in der strafrechtlichen, der zweiten zivilrechtlichen
und den beiden öffentlich-rechtlichen Abteilungen – nach wie vor sehr hoch, habe aber
trotz Pensionierung und Ersatz von 6 von 38 ordentlichen Bundesrichterinnen und
Bundesrichtern im Verlauf des Berichtjahres bewältigt werden können. Insgesamt seien
7'937 Fälle behandelt worden (2018: 8'041). Die Personalstrategie sei angepasst worden
und man habe noch vor Corona Home-Office für die Gerichtsschreibenden eingeführt
sowie mit der Beteiligung an einer Institution mit Krippenplätzen für eine bessere
Vereinbarkeit von Beruf und Familie gesorgt. 
Die Digitalisierung schreite auch im Rahmen des Projekts «Justitia 4.0» voran, wenn
auch nicht so rasch wie gewünscht. 2019 sei die Revision des Bundesgerichtsgesetzes
zwar gescheitert, Bundesgerichtspräsident Ulrich Meyer (sp) ersuche die Räte aber, die
nicht strittigen Punkte aus der Revision möglichst rasch wieder aufzunehmen.
Weichelt-Picard berichtete auch über die Aufsichtsaufgaben, welche das
Bundesgericht gegenüber den anderen eidgenössischen Gerichten hat. Das
Bundesgericht sei 2019 gebeten worden, die Probleme beim Bundesstrafgericht zu
untersuchen. In den Medien waren Führungsschwäche und Mobbing vermutet worden.
Der Bundesgerichtspräsident habe sich zuerst zwar noch verhalten optimistisch zur
Lage am Bundesstrafgericht geäussert, allerdings seien Ende 2019 neue Vorwürfe
aufgetaucht, denen das Bundesgericht nun zusätzlich nachgehen müsse. Der
Nationalrat nahm den Bundesbeschluss über den Geschäftsbericht in der Folge
diskussionslos an.

Der Ständerat verspürte grössere Lust zur Diskussion über den Bericht. Carlo
Sommaruga (sp, GE) erinnerte daran, dass der Jahresbericht des Bundesgerichts in der
Regel im ersten Semester und nicht erst drei Monate vor Ende des Jahres debattiert
werde. Covid-19 habe aber nun zu dieser Verschiebung geführt und er behalte sich
deshalb vor, neben seinem Bericht für die Kommission auch ein paar Bemerkungen zu
aktuellen Ereignissen einfliessen zu lassen. Auch er ging auf die Fallzahlen ein: 2019
seien 7'884 neue Fälle ans Bundesgericht gelangt, 86 mehr als im Vorjahr. Die Zahl
pendenter Fälle habe im Vergleich zum Vorjahr hingegen marginal abgenommen. Im
Schnitt habe die Zeit für die Erledigung eines Falls 140 Tage betragen. 
Sommaruga hob aus dem Bericht weiter hervor, dass die Berufungskammer des
Bundesstrafgerichts noch immer nicht in einem anderen Gebäude untergebracht sei,
wie dies eigentlich geplant gewesen war. 
Das Bundesverwaltungsgericht habe 2019 mit 6'965 neuen Fällen ebenfalls eine hohe
Geschäftslast gehabt, führte Sommaruga weiter aus; mit 7'157 erledigten Prozessen und
einer Verringerung der Dauer eines Falls (von 2018 durchschnittlich 284 auf 264 Tage)
hätten die Pendenzen aber abgebaut werden können. 
Auch im Ständerat war die Untersuchung der Vorkommnisse beim Bundesstrafgericht
Thema. Leider – so Sommaruga – sei der Untersuchungsbericht gleichzeitig bei der GPK
und bei der Presse gelandet, was viel Ärger ausgelöst habe. Die Geschichte sei aber
noch nicht zu Ende. 
In der Folge nahm Bundesgerichtspräsident Ulrich Meyer als Gast der kleinen Kammer
Stellung zu diesem «Fall Bellinzona». Man habe bereits im Januar 2020 mit der
Untersuchung begonnen und dann den Abschlussbericht im April 2020 gleichzeitig im
Internet aufgeschaltet und der GPK abgegeben. Dies entspreche der eigenen Praxis und
sei mit der Subkommission Gerichte abgesprochen gewesen. Nach acht Jahren
Tätigkeit in der Aufsichtsbehörde des Bundesgerichts wolle er die Empfehlung abgeben,
dass die GPK und die Aufsichtsbehörden zusammenarbeiten und nicht Gegensätze
suchen sollten. Ziel müsse es sein, sicherzustellen, dass die Gerichte ordnungsgemäss
funktionierten. Dass dies der Fall sei, könne er garantieren. Carlo Sommaruga insistierte
in der Folge, dass die Veröffentlichung des Berichts im Internet mit Namensnennung
nicht abgesprochen gewesen sei. 
Ebenfalls bezugnehmend auf ein aktuelles Ereignis stellte in der Folge Beat Rieder (cvp,
VS) «unverblümt eine direkte Frage an den Herrn Bundesgerichtspräsidenten», nämlich
wie er zu Gesuchen auf Verschiebung der Bundesrichterwahlen stehe. In der Tat
standen am folgenden Tag die Gesamterneuerungswahlen des Bundesgerichtes an, bei
denen aufgrund der Forderung der SVP, einen Bundesrichter nicht zu bestätigen, ein
Verschiebungsgesuch der SP diskutiert werden sollte. Meyer argumentierte, dass er sich
als Bundesrichter nicht in parlamentarische Geschäfte einmischen wolle. Dies sei
gelebte Gewaltenteilung. Seine persönliche Meinung, nachdem er zwölfmal gewählt und
wiedergewählt worden sei, sei aber, dass man mit einer Verschiebung keine Probleme

BERICHT
DATUM: 22.09.2020
MARC BÜHLMANN
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lösen würde.
Auch der Ständerat nahm den Bundesbeschluss schliesslich ohne Diskussion an. 2

Mitte August zog Carlo Sommaruga (sp, GE) seine parlamentarische Initiative zurück,
mit der er die Strafverfolgungsbehörden des Bundes stärken und effizienter machen
wollte. Dieses Ziel hätte mit einer Reform in Angriff genommen werden sollen, die nicht
nur die materielle Zuständigkeit, sondern auch die Organisation der
Bundesanwaltschaft neu regeln sollte. Sommaruga schlug eine gemeinsame Führung von
drei Bundesanwältinnen oder -anwälten und die Wahl sämtlicher Staatsanwälte durch
die Bundesversammlung vor. Um deren Unabhängigkeit zu steigern, sollten zudem die
Straf- und die Berufungskammer des BStGer was Ort, Raum und Personen betrifft
getrennt werden. Überprüft werden solle darüber hinaus eine Neuorganisation der
Aufsicht über die Bundesanwaltschaft und die Gerichte, die etwa der GPK, den
eidgenössischen Räten oder einer Subkommission unterstellt werden soll. Der Genfer
zog sein Anliegen zurück, weil sowohl die RK-SR als auch die RK-NR je gleichlautende
Motionen einreichen wollten, mit denen eine solche Reform vom Bundesrat
ausgearbeitet werden soll. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.08.2021
MARC BÜHLMANN

In der Herbstsession hiessen sowohl der Nationalrat als auch der Ständerat
gleichlautende Motionen der RK-SR (Mo. 21.3970) und der RK-NR (Mo. 21.3972) für eine
Reform der Bundesanwaltschaft und ihrer Aufsicht gut. Damit soll der Bundesrat, der
das Anliegen ebenfalls unterstützte, auf der Basis des Schlussberichts der beiden GPK
zum «Aufsichtsverhältnis zwischen der Bundesanwaltschaft und ihrer
Aufsichtsbehörde», den Erfahrungen der GK im Rahmen der Vorkommnisse in der
Bundesanwaltschaft sowie den bereits getätigten Arbeiten im Rahmen des Postulats
von Daniel Jositsch (sp, ZH) neue Rechtsgrundlagen vorlegen.
Im Ständerat legte Andrea Caroni (fdp, AR) für die Kommission dar, dass man hier
Handlungsbedarf sehe. Man sei übereingekommen, hier keine parlamentarische
Initiative, sondern eine Motion einzureichen, weil «dieses hochkomplexe Thema unsere
Kommission beim Gesetzgebungsprozess an die Grenzen bringen würde». Fast einig
seien sich die Kommissionsmitglieder zudem gewesen, dass man beim bestehenden
System bleiben wolle – die GPK hatte in ihrem Bericht vom «Status Quo plus»
geschrieben. Die Bundesanwaltschaft solle also weiterhin vom Parlament und nicht
wieder von der Exekutive bestimmt werden. Auch das Bundesstrafgericht als weitere
Bundesstrafbehörde solle nicht in die Reform mit einbezogen werden. Eine von Carlo
Sommaruga (sp, GE) diesbezüglich angeregte klarere Trennung von Berufungs- und
Strafkammer werde deshalb hier nicht weiterverfolgt. Die entsprechende
parlamentarische Initiative sei zugunsten der vorliegenden Motion zurückgezogen
worden. Hans Stöckli (sp, BE) bekräftigte im Namen der GPK, dass die Stossrichtung der
Motion den Überlegungen des GPK-Berichts entspreche. Er sei froh, dass beide
Vorstösse in den Kammern behandelt würden, damit man «innerhalb eines
überschaubaren Zeitrahmens eine Verbesserung der Situation herbei[...]führen» könne.
Ohne Diskussion nahm die kleine Kammer die Motion einstimmig an.

Mehr zu reden gab es einige Tage später im Nationalrat. Dafür sorgte nicht zuletzt eine
Kommissionsminderheit aus SVP-Fraktionsangehörigen, die die Motion zur Ablehnung
empfahl. Pirmin Schwander (svp, SZ) führte deren Argumente für eine «Status Quo
ante»-Lösung aus: Die SVP wolle eine «richtige» Reform und keine «Minireform»,
welche die Probleme nicht löse, sondern nur vertusche. Der «grösste Justizskandal seit
1848» – Schwander spielte damit auf die Verjährung des Fifa-Falls an und erwähnte im
gleichen Atemzug die Absetzung des ausserordentlichen Staatsanwalts Stefan Keller
sowie die Vorkommnisse am Bundesstrafgericht – könne mit dem jetzigen System nicht
gelöst werden. Die SVP sei aber durchaus auch offen für andere Reformen als die
Rückkehr zum alten System – entsprechende Vorschläge hatte die Partei bereits in der
abgelehnten parlamentarischen Initiative 19.479 vorgebracht. Sie biete aber nicht Hand
für eine «Scheinlösung», so Schwander. Justizministerin Karin Keller-Sutter schloss die
Debatte mit dem Hinweis, dass die Kantone signalisiert hätten, dass sie zwar
Korrekturbedarf sähen, aber am bestehenden System festhalten wollten. Ausser der
geschlossen stimmenden SVP-Fraktion stimmten alle Fraktionen für die Überweisung
des Auftrags an den Bundesrat. Durch die Annahme der Motion (mit 128 zu 45 Stimmen)
galt auch die konnexe Motion der ständerätlichen Kommission als überwiesen. 4

MOTION
DATUM: 21.09.2021
MARC BÜHLMANN
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Nicht wie geplant in der Sommersession, sondern erst in der Herbstsession 2022
befasste sich der Ständerat mit den beiden Motionen (Mo. 21.3689; Mo. 21.3690), die
eine Einführung der Verfassungsgerichtsbarkeit forderten. Als «Evergreen»
bezeichnete Daniel Fässler (mitte, AI) die Frage, ob es eine Überprüfung der
Verfassungsmässigkeit von Bundesgesetzen brauche. In der Tat gab es schon einige
entsprechende, allerdings stets erfolglose Vorstösse. Eine nur durch präsidialen
Stichentscheid zustande gekommene Mehrheit der SPK-SR wollte einen neuen Anlauf
versuchen und Kommissionssprecher Stefan Engler (mitte, GR) brachte entsprechend
fünf Pro-Argumente vor: Erstens müsse die Bundesverfassung über den Gesetzen
stehen, damit Grundrechte von Bürgerinnen und Bürgern effektiv geschützt würden.
Zweitens sei die Autonomie der Kantone besser geschützt, wenn sich die Gliedstaaten
bei einem Verfassungsgericht etwa gegen verfassungswidrige
Zentralisierungsbestrebungen wehren könnten. Drittens würde das Ständemehr in
seiner Rolle gewahrt, wenn kein Gesetz zur Anwendung komme, das nicht auf einer von
Volk und Ständen angenommene Verfassungsgrundlage beruhe. Viertens seien die
Grundrechte nicht nur durch die EMRK, sondern auch durch die nationale Verfassung
effektiv geschützt – ein Schutz, der bei Gesetzesänderungen eingeklagt werden können
muss. Fünftens ergäbe sich eine präventive Wirkung, weil sich das Parlament bei der
Umsetzung von angenommenen Initiativen nicht mehr zu weit von der Verfassungsidee
entfernen könne, wenn es eine Rüge von einer verfassungsgerichtlichen Instanz
befürchten müsse. Um der starken Kommissionsminderheit gerecht zu werden, führte
Engler auch fünf Argumente gegen die Einführung einer Verfassungsgerichtsbarkeit an:
Es gebe erstens keinen Handlungsbedarf, weil der historische Verfassungsgeber eine
schwache Stellung der Judikative bewusst gewollt habe. Ein Verfassungsgericht drohe
zum Gesetzgeber zu werden, wenn nicht mehr die Stimmbevölkerung das letzte Wort
habe, ob sie ein Gesetz gutheissen wolle oder nicht. Drittens sei eine
«Verpolitisierung» der Judikative zu befürchten. Das Parlament sei viertens besser
geeignet, die letztlich stets politische Einschätzung vorzunehmen, ob ein Gesetz der
Verfassung widerspreche oder nicht. Das Parlament würde sich also mit der Einführung
einer Verfassungsgerichtsbarkeit fünftens seiner eigenen Kompetenzen berauben. 
In der darauffolgenden Debatte wurden zwar keine wirklich neuen Argumente mehr
vorgebracht, einige langjährige Kantonsvertreter gaben aber zu Protokoll, weshalb sie
ihre Meinung seit der letzten Diskussion vor rund elf Jahren geändert bzw. nicht
geändert hatten. Andrea Caroni (fdp, AR) etwa – als Nationalrat selbst einst Urheber
einer entsprechenden Motion – befürwortete nach wie vor eine bessere «Abfolge des
Dialogs zwischen den Gewalten». Mathias Zopfi (gp, GL) sorgte für Heiterkeit, indem er
die Verteidigung der Verfassungsgerichtsbarkeit eines jungen Rechtswissenschafters
zitierte, der heute gegen die Motion kämpfe. «Wer hat nun recht: Fässler der Jüngere
oder Fässler der Ältere?» Auch Carlo Sommaruga (sp, GE) erklärte, dass er seine
Meinung innerhalb eines Jahrzehnts geändert habe. Er sei zum Schluss gekommen, dass
das aktuelle System nicht nur sehr gut, sondern mit Blick auf die Vereinigten Staaten
auch besser ohne Verfassungsgerichtsbarkeit funktioniere. Schliesslich wies auch
Justizministerin Karin Keller-Sutter darauf hin, dass sie dieselbe Diskussion bereits
2012 «mitverfolgen durfte, allerdings in einer anderen Rolle». Sie erinnerte daran, dass
die kleine Kammer das bestehende System bisher stets als gut austariert betrachtet
habe. Auch der Bundesrat sei der Meinung, dass das stark gewichtete
direktdemokratische Element einer Ausweitung der Verfassungsgerichtsbarkeit
vorzuziehen sei, die zudem einen fundamentalen Eingriff in das politische System der
Schweiz bedeuten würde. Die Kantone hätten zudem bereits heute zahlreiche
Möglichkeiten, sich zu wehren. Wie schon 2012 sei der Bundesrat der Meinung, dass ein
Nein kein Nein zum Rechtsstaat, sondern ein Ja zur heute gut funktionierenden
Gewaltenteilung sei. Mit 29 zu 15 Stimmen (1 Enthaltung) folgte der Ständerat seiner
Kommissionsminderheit und der Empfehlung des Bundesrats und lehnte die beiden
Motionen ab. 5

MOTION
DATUM: 12.09.2022
MARC BÜHLMANN

Im Ständerat gab es keine nennenswerte Opposition gegen den Entwurf der RK-NR für
eine Erhöhung der Zahl der ordentlichen Richterinnen und Richter am Bundesgericht.
Eintreten war unbestritten und Kommissionssprecher Carlo Sommaruga (sp, GE)
berichtete, dass die RK-SR mit 11 zu 1 Stimme der Meinung sei, dass das Bundesgericht
mit dieser einfachen Massnahme entlastet werden müsse, da die Arbeitsbelastung am
obersten Gericht stetig zunehme. Die Massnahme sei zudem bereits im Budget 2023
integriert, so dass die zwei neuen Personen – das Gericht soll von 38 auf 40
vollamtliche Richterinnen und Richter aufgestockt werden – bereits in der
Frühjahrssession 2023 gewählt und im darauffolgenden Sommer ihr Amt antreten
könnten. Bundesrätin Karin Keller-Sutter wies darauf hin, dass die Aufstockung
kurzfristig helfe, mehr Personalressourcen zu schaffen; langfristig müsse aber eine

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.12.2022
MARC BÜHLMANN
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Modernisierung des Bundesgerichtsgesetzes in Angriff genommen werden – ein
Vorhaben, das 2020 am Widerstand der Räte gescheitert war. Sollte die
Arbeitsbelastung in Zukunft wieder abnehmen, sei es die Aufgabe des Parlaments, die
Zahl der Richterinnen und Richter erneut anzupassen. Mit 29 zu 3 Stimmen (1
Enthaltung) nahm auch der Ständerat die Verordnung an. Wie schon in der grossen
Kammer kam die Opposition auch in der kleinen Kammer von der SVP.
Auch in den Schlussabstimmungen änderte sich daran nichts: Der Nationalrat stimmte
mit 140 zu 52 Stimmen (3 Enthaltungen) und der Ständerat mit 37 zu 6 Stimmen (1
Enthaltung) für die Erhöhung der Anzahl Gerichtsstellen. 6

1) Erklärung BA vom 24.7.2020; Medienmitteilung GK vom 19.8.2020; AZ, Blick, CdT, LT, NZZ, TA, TG, 25.7.20; AZ, Blick, CdT,
NZZ, TA, 30.7.20; TA, 31.7.20; NZZ, 7.8.20; AZ, Blick, NZZ, TA, 20.8.20; Blick, 31.8.20
2) AB NR, 2020, S. 1649 ff; AB SR, 2020, S. 984 ff; BBl, 2020, S. 8397; Geschäftsbericht Bundesgericht 2019
3) Medienmitteilung RK-SR vom 11.8.21; Pa.Iv. 20.474; Lib, TA, 23.9.20
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